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Sehr geehrte/…, 

der Newsletter des Finanzgerichts Düsseldorf informiert regelmäßig über ausgewählte aktuelle Entscheidungen und über 
interessante Entwicklungen im und um das Finanzgericht Düsseldorf. 

Aktuelle Rechtsprechung des Finanzgerichts Düsseldorf 

Zur Stromsteuerbefreiung des zum Betrieb eines Braunkohlekraftwerks verwendeten Stroms 

Unser 4. Senat hatte sich mit der Reichweite einer Stromsteuerbefreiung auseinanderzusetzen. 

Die Klägerin betrieb u.a. die Gewinnung von Rohstoffen sowie die Erzeugung von Energie, insbesondere von Elektrizität. 
Sie unterhielt neben ihrer Hauptverwaltung diverse Kraftwerke. In ihren Tagebauen entnahm die Klägerin Strom, den sie 
im Wesentlichen für Grundwasserpumpen, Schaufelradbagger, Bandanlagen und zur Beleuchtung des Tagebaus 
verwendete. Die abgegrabene Braunkohle wurde im jeweiligen Tagebau mit Bandanlagen zum Tagebaubunker gebracht. 
Sodann wurde sie über Bandanlagen oder über betriebseigene Eisenbahnen, die von Elektrolokomotiven bewegt wurden, 
zum Kraftwerksbunker befördert und dort - teilweise auch in Fabriken - verkleinert und von Fremdteilen befreit. In den 
Kraftwerken wurde die Braunkohle im Anschluss durch diverse Techniken in Kohlekesseln zu Strom verwertet. 

Das beklagte Hauptzollamt kam u.a. zu der Auffassung, dass die Stromentnahmen im Tagebau technisch nicht unmittelbar 
der Stromerzeugung dienten und damit nicht steuerbegünstigt seien. Der Stromerzeugung unmittelbar diene nur die 
Brennstoffversorgung, d.h. die Einbringung des Brennstoffs von der Kohlemühle in den Brenner des Kessels. Das treffe 
auch für die Entfernung von Aschen aus den Brennräumen zu.  

Gegen den entsprechenden Steuerbescheid wandte sich die Klägerin im anschließenden Klageverfahren. Nach ihrer 
Ansicht solle der gesamte Strom, der für den Input des Stromerzeugungsvorgangs notwendig sei, von der 
Stromsteuerbefreiung erfasst werden. Diese Voraussetzung erfüllten alle Verbräuche, denn der Betrieb eines 
Braunkohlekraftwerks sei von der Kohlegewinnung bis zur Entsorgung von Abfallprodukten ein einheitlicher Prozess. 
Tagebau und Braunkohlekraftwerk bildeten eine dauerhafte wirtschaftliche und technische Stromerzeugungseinheit, die 
nicht künstlich in selbständige Einzelbetriebe zerlegt werden könne. 

Unter Berücksichtigung der seitens des Finanzgerichts zunächst eingeholten Vorabentscheidung des EuGH vom 
09.03.2023 (Az. C-571/21) gab der 4. Senat der Klage teilweise statt. Die Steuerbefreiung setze demnach voraus, dass 
die Verwendung des elektrischen Stroms im Rahmen der Stromerzeugung erfolge, aber nicht zur Herstellung bzw. 
Gewinnung eines Energieerzeugnisses wie Braunkohle. Damit seien Vorgänge wie ihre Förderung im Tagebau und ihr 
Transport zum Zwecke der Lagerung von der Steuerbefreiung ausgeschlossen. 

https://www.fg-duesseldorf.nrw.de/


Die Klägerin habe allerdings Anspruch auf die Stromsteuerbefreiung für sämtliche Stromentnahmen, die aufgrund der 
Förderung, des Transports von Rohbraunkohle und der entsprechenden Verwendungen innerhalb der Kraftwerksgelände 
durch Einsatz von Bekohlungsbaggern, Bekohlungsbändern und Kohlemühlen anfielen. Die Steuerbefreiung könne sich 
nämlich auf die an die Herstellung anschließende Umwandlung und Aufbereitung eines Energieerzeugnisses in 
Kraftwerken zum Zweck der Stromerzeugung erstrecken, wenn diese Vorgänge für den technologischen Prozess der 
Stromerzeugung unentbehrlich seien und hierzu unmittelbar beitrügen. Aus diesem Grund seien nicht nur Stromentnahmen 
in den Fabriken steuerbefreit, soweit die in die Bunker der Fabriken beförderte Braunkohle gebrochen, von Fremdteilen 
befreit und verkleinert werde, sondern auch der Strom, der zum Abtransport der Asche aus den Kraftwerken verwendet 
werde. 

Die Entscheidung ist nicht rechtskräftig. Der Beklagte hat gegen das Urteil eine Nichtzulassungsbeschwerde eingelegt, die 
unter dem Az. VII B 71/23 beim Bundesfinanzhof anhängig ist. 

Die Entscheidung im Volltext: 4 K 3119/18 VSt 

Zur Abgrenzung von Einkünften aus künstlerischer Tätigkeit und Einkünften aus Gewerbebetrieb bei Mitwirkung 
an einer TV-Sendung 

Unser 10. Senat hatte zu entscheiden, ob die Mitwirkung in einem TV-Sendeformat den Einkünften aus Gewerbebetrieb 
oder selbstständiger Arbeit zuzuordnen war. 

Der Kläger war als Mitwirkender einer TV-Sendung tätig, dessen Konzept darauf gründete, dass Menschen durch einen 
Unterstützer begleitet werden, um ihre Situation zu verbessern. Dabei unterhielt sich der in den Sendungen als "Experte" 
bezeichnete Kläger schwerpunktmäßig mit den einmalig auftretenden Teilnehmern und nutzte seine Fachkenntnisse, um 
die Situation der Teilnehmer zu verbessern. 

Das beklagte Finanzamt qualifizierte die klägerische Tätigkeit als gewerblich. Für eine künstlerische Tätigkeit fehle es an 
einer gewissen Gestaltungshöhe, denn bei dem Sendeformat fände ein schlichtes Abfilmen, also eine reine Wiedergabe 
der Realität statt. Der Kläger werde weder als Schauspieler tätig, noch "spiele" er sich selbst. 

Im dagegen gerichteten Klageverfahren erläuterte der Kläger seine Möglichkeit der künstlerisch gestaltenden 
Einflussnahme auf Ablauf und Inhalt der Sendungen, da es weder ein konkretes Drehbuch, noch detaillierte 
Regieanweisungen gegeben habe. Durch die von ihm vorgenommene individuelle und zum größten Teil sogar spontan 
erfolgende Gestaltung und Strukturierung der jeweiligen Episode habe er jene Spannung bei den Zuschauern erzeugt, die 
die Sendung erfolgreich gemacht habe. Er, seine darstellerische Leistung und seine konkrete Interaktion mit den 
Teilnehmern und mittelbar den Zuschauern seien der Grund für die hohen Einschaltquoten der Sendung gewesen. 

Mit Urteil vom 21.03.2023 wies der Senat die Klage ab und erkannte, dass der Beklagte die erzielten Einkünfte des Klägers 
aus seiner Tätigkeit als Experte für die Sendung zu Recht der Gewerbesteuer unterworfen habe. Es handele sich nicht um 
eine künstlerische Tätigkeit, denn der Kläger habe durch seine Tätigkeit für die Sendung keine eigenschöpferische Leistung 
erbracht, in der seine individuelle Anschauungsweise und Gestaltungskraft zum Ausdruck gekommen sei. Insbesondere 
stelle der Umstand, dass eine Sendung unter maßgeblicher Mitwirkung des Klägers zu unterhalten vermag, noch keinen 
ausschlaggebenden Indikator für eine künstlerische Tätigkeit des Klägers dar. Eine schauspielerische Leistung sei im 
Verhalten des Klägers nicht erkennbar und von ihr könne auch nicht ausgegangen werden. Vielmehr sei der Kläger als 
Experte unter Nutzung seiner fachlichen und persönlichen Autorität aufgetreten und habe damit den jeweiligen 
Sendungsteilnehmer unterstützt. Doch selbst bei Annahme einer eigenschöpferischen Leistung des Klägers fehle der 
Tätigkeit eine gewisse künstlerische Gestaltungshöhe. 

Die Entscheidung ist nicht rechtskräftig. Der Kläger hat gegen das Urteil die vom Gericht zugelassene Revision eingelegt. 
Das Aktenzeichen beim Bundesfinanzhof lautet: VIII R 10/23. 

Die Entscheidung im Volltext: 10 K 306/17 G 

Weitere aktuelle Entscheidungen im Überblick 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2023/4_K_3119_18_VSt_Urteil_20230419.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2023/10_K_306_17_G_Urteil_20230321.html


Einkommensteuer 

Zur Frage, ob Verluste aus einer Beteiligung an einer britischen Partnership  im Wege des negativen 
Progressionsvorbehalts bei den inländischen Einkünften zu berücksichtigen sind oder ob es sich um steuerlich 
nicht anzuerkennende Verluste aus Vermögensverwaltung handelt und zur Frage der Bestimmung von 
Betriebsstätten 

Die Entscheidung im Volltext: 8 K 2073/14 F 

Grunderwerbsteuer 

Zur Frage, ob der Erwerb von Gesellschaftsanteilen durch eine niederländische „Stichting Administratiekantoor“ 
von der Grunderwerbsteuer befreit ist  

Die Entscheidung im Volltext: 11 K 2851/21 GE 

Kindergeld 

Zu den Voraussetzungen des § 62 Abs. 1a Satz 3 EStG und der Freizügigkeitsberechtigung nicht erwerbstätiger 
Unionsbürger gemäß § 4 FreizügG/EU, hier insbesondere zur Auslegung des Begriffs der "ausreichenden 
Existenzmittel" 

Die Entscheidung im Volltext: 14 K 1477/21 Kg 

Körperschaftsteuer 

Die Rechtsfolge des in § 20 Abs. 2 AStG a. F. vorgesehenen Methodenwechsels von der Freistellungs- zur 
Anrechnungsmethode erfordert das Vorliegen einer mehrheitlichen Beteiligung eines inländischen 
Gesellschafters an einer Personengesellschaft, die über eine ausländische Betriebsstätte verfügt 

Die Entscheidung im Volltext: 6 K 3278/19 K 

Zu den Voraussetzungen eines Methodenwechsels von der Freistellungs- zur Anrechnungsmethode nach den 
abkommensrechtlichen Bestimmungen des DBA-USA 2008 einerseits und nach der innerstaatlichen Regelung 
des § 20 Abs. 2 AStG andererseits 

Die Entscheidung im Volltext: 6 K 501/20 K 

Umsatzsteuer 

Keine Umsatzsteuerbefreiung für Umsätze aus Budgetassistenzleistungen aus dem sog. "Persönlichen Budget" 
bei Menschen mit Behinderung 

Die Entscheidung im Volltext: 5 K 2911/18 U 

Verbrauchsteuern 

Energiesteuer - Ein doppelter Verwendungszweck für Erdgas liegt vor, wenn es für den Betrieb einer Kohlemühle, 
mit dem in erster Linie eine inerte Atmosphäre und in zweiter Linie die Trocknung der gemahlenen Kohle erreicht 
werden soll, verheizt wird 

Die Entscheidung im Volltext: 4 K 2686/17 VE 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2022/8_K_2073_14_F_Urteil_20220505.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2023/11_K_2851_21_GE_Urteil_20230504.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2023/14_K_1477_21_Kg_Urteil_20230427.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2023/6_K_3278_19_K_Urteil_20230418.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2023/6_K_501_20_K_Urteil_20230418.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2022/5_K_2911_18_U_Urteil_20221214.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2023/4_K_2686_17_VE_Urteil_20230308.html


Sommerpause 

 
Die Newsletter-Redaktion verabschiedet sich in die Sommerpause. Die nächste Ausgabe des Newsletters wird im August 
2023 erscheinen. 

 

Aktuelle Entscheidungen des Finanzgerichts Düsseldorf und anderer Gerichte finden Sie in der 
Rechtsprechungsdatenbank Nordrhein-Westfalen. Dort werden Sie auch über die gewerbliche Nutzung informiert. 

Der Newsletter des Finanzgerichts Düsseldorf erscheint nach Bedarf, in der Regel monatlich. Frühere Ausgaben des 
Newsletters sind im Archiv des Newsletters abgelegt und können dort heruntergeladen werden. Die Abbestellung des 
Newsletters ist jederzeit möglich. 
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